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Dr. Peter Happe

Bei grenzüberschreitenden Aktivitäten 
stellt sich immer wieder die Frage, in 
welcher Rechtsform ein Unternehmen 
des einen Landes seine Aktivitäten im 
anderen Land kleidet. Dazu kommen 
grundsätzlich vier verschiedene Optio-
nen in Betracht, nämlich die Aktivitäten 
im Zielland gar nicht in einer Rechts-
form zu kleiden (Direktgeschäfte), eine 
Betriebsstätte zu errichten, eine Per-
sonengesellschaft oder eine Kapital-
gesellschaft zu gründen. Weiterhin ist 
zu entscheiden, ob die Aktivitäten mit 
Eigen- oder Fremdkapital finanziert 
werden. Die verschiedenen Optionen 
werden im Folgenden nur aus ertrag-
steuerlicher Sicht betrachtet. Diese Op-
tionen werden im Folgenden anhand 
eines Schweizer Unternehmens bzw. 
eines Unternehmers dargelegt, welches 
in Deutschland geschäftlich tätig werden 
möchte. Der umgekehrte Fall eines deut-
schen Unternehmens, welches in der 
Schweiz tätig werden soll, wird in einem 
weiteren Beitrag dargelegt.

Direktgeschäfte

Die sicherlich auch steuerlich unkompli-
zierteste Variante, Geschäfte in Deutsch-
land zu tätigen, ist es weder eine Nie-
derlassung noch eine Gesellschaft in 
Deutschland zu gründen. In dem Fall 
wird das Schweizer Unternehmen kraft 
eigener Rechtsform in Deutschland tätig 
und erwirbt oder verkauft Waren, Dienst-
leistungen oder Rechte oder kauft, be-
treibt und verkauft deutsche Immobilien 
im eigenen Namen und auf eigene Rech-
nung. Im Regelfall wird eine Kapitalge-
sellschaft durch Direktgeschäfte nicht 
in Deutschland ertragsteuerpflichtig; die 
Umsatzsteuerpflicht ist ggf. zusätzlich 
zu prüfen.

Welche Einkünfte in Deutschland 
überhaupt steuerpflichtig sind, ergibt 
sich aus einem Zusammenspiel inner-
staatlicher Normen (§ 49 deutsches 
Einkommensteuergesetz – EStG) in Ver-
bindung mit dem Doppelbesteuerungs

abkommen Schweiz-Deutschland (im 
Folgenden DBA). So sind die Einkünfte 
aus Auslieferungs- oder Einkaufslagern 
in Deutschland grundsätzlich nicht steu-
erpflichtig, solange keine sog. Betriebs-
stätte begründet wird (s. nachfolgend). 
Immobilieneinkünfte, also Mieten und 
ggf. Veräusserungsgewinne, sind stets 
in Deutschland steuerpflichtig. Werden 
Einkünfte in Deutschland erzielt, so 
können im Regelfall die damit funktio-
nal bzw. nach dem Veranlassungsprin-
zip wirtschaftlich zusammenhängenden 
Aufwendungen wie Zinsen, Verwal-
tungskosten in Deutschland grundsätz-
lich steuermindernd abgezogen werden 
(zur Ausnahme bei bestimmten Ein-
künften s. u.). Welche Aufwendungen in 
Deutschland abzugsfähig sind, ist nicht 
ganz einfach zu entscheiden und er-
fordert im Regelfall die Beratung eines 
deutschen Steuerberaters. 

Im Falle einer deutschen Steuerpflicht 
handelt es sich um eine sog. beschränk-
te Körperschaftsteuerpflicht, falls eine 
Schweizer AG in Deutschland tätig wird. 
Wird eine Schweizer natürliche Person 
in Deutschland tätig, so handelt es sich 
um eine sog. beschränkte Einkom-
mensteuerpflicht. Die Steuerpflicht in 
Deutschland beschränkt sich auf die in 
Deutschland ausgeübten Tätigkeiten 
und bezieht sich ausschliesslich auf die 
Aktivitäten in Deutschland (sog. deut-
sche Einkünfte).

Das im Ausland – somit auch die 
Schweizer Einkünfte des Schweizer 
Stammhauses – erzielte Einkommen 
bleibt dagegen auch für die Steuersatz-
bestimmung bei beschränkter Steuer-
pflicht in Deutschland unbeachtlich. Der 
Steuersatz beträgt bei beschränkt steu-
erpflichtigen Körperschaften 15% zu-
züglich Solidaritätszuschlag in Höhe von 
5,5%, in Summe somit 15,825%. Eine 
Schweizer natürliche Person wird für ihre 
inländischen Aktivitäten Steuern im Re-
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gelfall nach einem progressiven Tarif mit 
bis zu 47,5% (inkl. Solidaritätszuschlag 
für die Einkünfte über EUR 250.000) 
besteuert. Das gilt indessen nur, soweit 
keine Betriebsstätte in Deutschland be-
gründet wird und zusätzlich Gewerbe-
steuer anfällt (s. nachfolgend). In den 
Fällen von künstlerischen, sportlichen 
und unterhaltenden Darbietungen oder 
der Verwertung solcher Darbietungen in 
Deutschland oder die Überlassung von 
Lizenzen etc. oder der Tätigkeit eines 
Aufsichtsrats kann es dazu kommen, 
dass keine steuermindernden Abzüge 
in Deutschland zugelassen sind und 
diese Einkünfte einer abgeltenden Be-
steuerung im Inland von 15% und so-
gar 30% der Bruttoeinnahmen unterlie-
gen. Ob eine Erstattung dieser Steuern 
in Deutschland, eine Veranlagung in 
Deutschland oder eine Anrechnung in 
der Schweiz erfolgt, bedarf aufgrund 
der komplizierten Vorschrift steuerlicher 
Beratung.

Auf Ebene des Schweizer Stammhau-
ses bzw. des Schweizer Gesellschafters 
werden die Einkünfte im Regelfall von 
der Besteuerung ausgenommen; aller-
dings werden die Einkünfte dem Pro-
gressionsvorbehalt unterworfen und 
damit bei der Bestimmung des Schwei-
zer Steuersatzes berücksichtigt (Art. 24 
Abs. 2 Nr. 1 DBA); bei Zinsen, Lizenz-
gebühren oder Veräusserungsgewinnen 
wird ein Abzug der deutschen Steuer 
von den Bruttogewinnen gewährt (Art. 
24 Abs. 2 Nr. 2 BDA).

Betriebsstätte

Als weitere Möglichkeit in Deutschland 
Geschäfte zu betreiben, bleibt grund-
sätzlich auch die Begründung einer 
steuerlichen Niederlassung in Deutsch-
land, die als Betriebsstätte bezeichnet 
wird. Eine Betriebsstätte, die mit einer 
Eintragung im Handelsregister einherge-
hen kann, aber nicht muss, wird immer 
dann begründet, wenn ein Schweizer 
Stammhaus in Deutschland nachhal-
tig eine feste Geschäftseinrichtung 
unterhält, über die das Schweizer Un-
ternehmen Verfügungsgewalt hat und 
aus der heraus eine unternehmerische 
Tätigkeit in Deutschland nachgegangen 
wird. Dazu gehören in erster Linie eige-
ne Räumlichkeiten (nicht aber an Dritte 
vermietete Räumlichkeiten, über die 
dann keine Verfügungsgewalt besteht) 
wie Ladenlokale, Werkstätten, Fabrika-
tionsstätten, Büros etc. in Deutschland. 
Auch eine sog. Montagebetriebsstätte, 
bei der sich zum Beispiel ein Schwei-
zer Unternehmen in Deutschland an 
einem Grossprojekt wie dem Bau einer 
Brücke beteiligt, wird eine inländische 

Betriebsstätte gemäss DBA nach 12 
Monaten begründet. Eine Betriebsstätte 
kann auch durch einen ständigen Vertre-
ter, also einen Generalbevollmächtigten 
oder einen angestellten Handelsvertreter 
begründet werden. Des Weiteren können 
auch Anlagen wie Pipelines oder auch 
ein Computer-Server eine Betriebsstätte 
darstellen. 

Besteht dagegen eine feste Ge-
schäftseinrichtung, aus der nur Hilfs-
tätigkeiten für das Unternehmen ge-
tätigt werden wie Einrichtungen, die 
ausschliesslich der Lagerung, der Aus-
stellung oder Auslieferung von Waren 
dienen, und Geschäftseinrichtungen, die 
zu dem Zweck betrieben werden, für das 
Unternehmen zu werben oder Informa
tionen zu erteilen (Art. 5 Abs. 3 DBA), so 
liegt regelmässig keine Betriebsstätte im 
Inland vor. 

Die der Betriebsstätte zuzurechnen-
den Einkünfte sind dann in Deutschland 
steuerpflichtig. Die Ermittlung der Be-
triebsstätteneinkünfte ist dabei nicht 
ganz einfach und Gegenstand zahlrei-
cher Verlautbarungen der OECD, der 
Finanzverwaltungen und von Finanzge-
richten sowie des Schrifttums. Insbe-
sondere die Frage, ob eine Betriebsstät-
te mit Fremdkapital oder mit Eigenkapital 
finanziert ist, und die Frage, ob der frem-
denübliche Verrechnungspreis bei dem 
Austausch von Waren und Dienstleis-
tungen gewählt wurde, beschäftigt die 
Betriebsprüfer in Deutschland intensiv. 
Bei dem Abzug von Fremdkapitalzinsen 
ist die Beschränkung durch die weiter 
unten behandelte Zinsschranke zu be-
achten.

Im Falle einer Betriebsstätte erhöht 
sich die scheinbar niedrige deutsche 
Ertragsteuerbelastung von 15,875% in 
Deutschland um die Gewerbesteuer 
in Höhe von durchschnittlich ca. 14% 
auf knapp 30%. Die Höhe der Gewer-
besteuer unterliegt der Hebesatzauto-
nomie der Gemeinde und muss mind. 
7% betragen; in den grossen Metropo-
len wie Frankfurt, München oder Köln 
liegt die Gewerbesteuer zwischen 15% 
und 17%. Insgesamt kann, wenn eine 
Schweizer AG oder GmbH eine Be-
triebsstätte in Deutschland betreibt, 
die Gesamtertragsteuerbelastung in 
Deutschland bei knapp 32% liegen; 
aufgrund der besonderen Bemessungs-
grundlage für die Gewerbesteuer (sog. 
Gewerbeertrag), aber auch leicht dar-
über, weil der Gewerbeertrag aufgrund 
zahlreicher Hinzurechnungen (trotz 
Kürzungen) regelmässig über dem zu 
versteuernden Einkommen der Kör-
perschaftsteuer liegt. Auch bei einer 
Schweizer natürlichen Person, die mit 

ihrer gewerblichen Tätigkeit im Inland 
eine Betriebsstätte begründet, wird die 
Gewerbesteuer in fast gleicher Höhe wie 
bei Kapitalgesellschaften erhoben. Die-
ser natürlichen Person wird allerdings 
ein jährlicher Freibetrag in Höhe von 
EUR 24.500 auf den Gewerbeertrag ge-
währt. Zwar kann die Gewerbesteuer auf 
die deutsche Einkommensteuer in Höhe 
von bis zu 47,5% Einkommensteuer 
(inkl. Solidaritätszuschlag) auf die deut-
schen Betriebsstätteneinkünfte solcher 
natürlichen Personen u. U. begrenzt 
angerechnet werden. Kommt es aber 
nicht zur vollständigen Anrechnung, 
kann die gesamte Ertragsteuerbelastung 
in Deutschland durchaus noch darü-
ber liegen. Da eine Gewerbesteuer nur 
dann erhoben wird, wenn eine inländi-
sche Betriebsstätte vorliegt, besteht ein 
gewisser Gestaltungsspielraum, durch 
Vermeidung einer Betriebsstätte die Ge-
werbesteuer zu minimieren.

In der Schweiz werden deutsche Be-
triebsstätteneinkünfte im Regelfall von 
der Bemessungsgrundlage der Schwei-
zer steuersatzbestimmend, d. h. unter 
Progressionsvorbehalt, ausgeschieden 
und somit nicht besteuert (Art. 24 Abs. 
2 Nr. 1 DBA).

Aufgrund der ohnehin bestehenden 
umfangreichen steuerlichen Pflichten 
in Deutschland (steuerliche Buchfüh-
rungspflichten, Körperschaftsteuer, Ge-
werbesteuer, Umsatzsteuer) und der 
handelsrechtlichen Buchhaltungshal-
tungspflichten nach § 238 HGB, ohne 
dass zugleich eine haftungsrechtliche 
Abschirmung des Schweizer Stamm-
hauses besteht, ist regelmässig zur 
Gründung einer Personengesellschaft 
oder einer Kapitalgesellschaft zu raten. 
Dies gilt umso mehr, wenn die unter-
nehmerische Tätigkeit in Deutschland 
gewerblichen Charakter hat und in einer 
Betriebsstätte ausgeübt wird und Ar-
beitnehmer in Deutschland beschäftigt 
werden, die man möglichst fern vom 
Schweizer Stammhaus halten möchte.

Personengesellschaft

In Deutschland sind Personengesell-
schaften die weitaus verbreitetste 
Rechtsform. Das hängt zum einen mit 
der steuerlichen Transparenz, zum an-
deren aber auch mit der einfacheren 
gesellschaftsrechtlichen Handhabung 
zusammen. Auch für schweizerische 
Investoren, die unternehmerisch in 
Deutschland tätig werden wollen, bie-
tet es sich aus steuerlicher Sicht an, die 
unternehmerischen Aktivitäten in eine 
Personenhandelsgesellschaft wie eine 
Kommanditgesellschaft oder eine offene 
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Handelsgesellschaft zu kleiden. Beson-
ders geeignet ist dazu eine GmbH & Co. 
KG, bei der die Vorteile einer Haftungsbe-
schränkung ähnlich einer Kapitalgesell-
schaft mit der steuerlichen Transparenz 
einer Personengesellschaft kombiniert 
werden. Typisch ist dafür die abgebil-
dete Struktur, bei der sich eine Schwei-
zer AG als sog. Kommanditistin an der 
Kommanditgesellschaft beteiligt und 
zugleich an der Komplementär GmbH 
beteiligt. Die Komplementär-GmbH ist 
weder mit einem Kapitalanteil noch mit 
einem Ertragsanteil «vermögensmässig» 
an der KG beteiligt und erhält nur eine 
Haftungs- und Geschäftsführungsver
gütung.

Mit Ausnahme der hier nicht weiter 
behandelten sog. vermögensverwalten-
den Personengesellschaften, welche re-
gelmässig nur Zinsen, Dividenden oder 
Vermietungseinkünfte sowie in engen 
Grenzen Veräusserungsgewinne erzie-
len dürfen, sind unternehmerische Per-
sonengesellschaften, welche nicht aus-
schliesslich freiberuflich oder land- und 
forstwirtschaftlich tätig sind, gewerbe-
steuerpflichtig. 

Steuerlich behandelt der deutsche 
Fiskus eine gewerbliche deutsche Per-
sonengesellschaft wie eine Betriebsstät-
te in Deutschland (Art. 7 Satz 1 DBA). 
Der auf Ebene der Personengesellschaft 
ermittelte Gewerbeertrag wird nach Ab-
zug eines Freibetrags in Höhe von EUR 
24.500 um die Gewerbesteuer (7% bis 
ca. 17%, je nach Gemeinde, s.o.) ge-
kürzt und den Gesellschaftern zugerech-
net. Im Beispiel ist nur die Schweizer AG 
steuerlicher Gesellschafter, der auch alle 
Gewinne und Verluste zuzurechnen sind. 
Mithin wird die Schweizer AG so behan-
delt als erzielte sie einen Betriebsstät-
tengewinn und ist insofern beschränkt 
steuerpflichtig in Deutschland. Zusätz-
lich zu der vorgenannten Gewerbesteuer 
fällt in Deutschland noch Körperschaft-
steuer und der Solidaritätszuschlag in 

Höhe von insgesamt 15,825% an. Han-
delte es sich statt der GmbH um eine 
natürliche Person, die in der Schweiz 
als ansässig behandelt wird, beträgt 
die Steuerbelastung in der Spitze bis zu 
47,475% unter begrenzter Anrechnung 
der Gewerbesteuer auf die Einkommen-
steuer. Die Schweiz folgt der deutschen 
steuerlichen Behandlung und behandelt 
die GmbH & Co. KG ebenfalls als steuer
lich transparent. Die Einkünfte aus der 
KG werden in der Schweiz ausgeschie-
den und werden nur satzbestimmend 
berücksichtigt (Progressionsvorbehalt), 
Art. 7 i. V. m. Art. 24. Abs. 2 Nr. 1 DBA.

Eine deutsche Besonderheit besteht 
bei sog. Sonderbetriebsvergütun-
gen der Gesellschaft nach § 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 2. Halbsatz EStG, bei der 
ein Gesellschafter einer gewerblichen 
Personengesellschaft Vergütungen für 
die Geschäftsführung, für die Hingabe 
von Darlehen (Gesellschafterdarlehen) 
und die Überlassung von Wirtschafts-
gütern (hier insbesondere Verrechnung 
von Lizenzen für die Überlassung von 
immateriellen Wirtschaftsgütern aus der 
Schweiz) bezieht. Solche Vergütungen 
dürfen den Gewinn der Personengesell-
schaft in Deutschland nicht mindern. 
Folge dieser Besonderheit ist u. a., dass 
es nicht gelingt, den steuerlichen Ge-
winn in Deutschland um die Finanzie-
rungskosten für ein Gesellschafterdarle-
hen vom Schweizer Stammhaus an die 
Personengesellschaft zu mindern. Die 
entsprechende Rechtsgrundlage dafür 
findet sich in Art. 7 Abs. 7 Satz 2 DBA, 
d. h. die Schweiz folgt der ihr eigentlich 
unbekannten Einkünftequalifikation des 
Belegenheitsstaates Deutschland und 
scheidet Sonderbetriebsvergütungen 
aus der Besteuerung in der Schweiz aus. 
Indessen dürfen Zinsen für ein Darlehen, 
das speziell vom Schweizer Stammhaus 
von Dritten zur Finanzierung der deut-
schen Personengesellschaft aufgenom-
men wurde, in Deutschland begrenzt 
abgezogen werden (Hinweis auf die 
Zinsschranke unten und die gewerbe-
steuerliche Hinzurechnung von Fremd-
kapitalzinsen). Auch dürfen Aufwendun-
gen, die in der Schweiz für die deutsche 
Personengesellschaft angefallen sind, 
die Einkünfte in Deutschland in nachge-
wiesener Höhe mindern, also z. B. auch 
Lizenzzahlungen an Dritte oder der (an-
teilige) Aufwand für die Entwicklung und 
Registrierung von Patenten, wenn diese 
Patente in Deutschland tatsächlich ge-
nutzt würden.

Eine GmbH & Co. KG dürfte in der 
Mehrzahl der Fälle die richtige Rechts-
form sein, da Entnahmen von laufenden 
Gewinnen und Einlagen auf Verrech-
nungskonten getätigt werden können, 

ohne dass stets Beschlüsse gefasst 
oder Verträge im Vorhinein geschlossen 
werden müssen. Des Weiteren fallen 
keine Quellensteuern auf entnommene 
Gewinne in Deutschland an. Die Gewin-
ne in Deutschland sind von der Besteu-
erung in der Schweiz ausgeschlossen. 
Ausserdem besteht ein Haftungsschirm 
gegenüber dem Schweizer Stammhaus 
besteht die Finanzierungsaufwendun-
gen ggü. Dritten (zur Begrenzung durch 
die sog. Zinsschranke s. u.) und andere 
Aufwendungen im Zusammenhang mit 
der Gründung und dem Betrieb sind in 
Deutschland abzugsfähig. Schliesslich 
ist bei einer Personengesellschaft im Fal-
le eines Verkaufs der Veräusserungsge-
winn zwar in Deutschland steuerpflich-
tig, für den Käufer aber die bevorzugte 
Rechtsform, weil er den Kaufpreis durch 
den sog. Step-up durch Aufdeckunng 
stiller Reserven steuerlich geltend ma-
chen kann.

Kapitalgesellschaft

Als vierte und letzte hier zu behandeln-
de Möglichkeit kommt schliesslich die 
Rechtsform einer Kapitalgesellschaft, 
also AG, GmbH oder Genossenschaft, 
in Betracht. Die deutsche Kapitalge-
sellschaft ermittelt ihre Gewinne ähnlich 
einer Schweizer Kapitalgesellschaft. 
Zinsen sind nur dann in Deutschland 
abzugsfähig, wenn die Kapitalgesell-
schaft selbst fremdfinanziert wird. Nicht 
auf Ebene der deutschen Kapitalge-
sellschaft abzugsfähig sind Zinsen, die 
auf Ebene der Schweizer Kapitalgesell-
schaft mit der Begründung und dem 
Betrieb des Tochterunternehmens an-
fallen. Allerdings sind u. U. Zinsen auf 
Gesellschafterdarlehen in Deutschland 
abzugsfähig, wenn der Darlehensvertrag 
fremdenüblich und vor der Darlehens-
vergabe geschlossen wurde. Neben 
dem Fremdvergleich muss beim Zins-
abzug noch die sog. Zinsschranke in 
Deutschland beachtet werden, nach der 
Rechtsformunabhängig Zinsaufwen-
dungen stets in Höhe der Zinserträge 
abzugsfähig sind, darüber hinaus nur in 
Höhe von 30% des EBDITDA (=Earnings 
Before Tax Interest Depreciation and 
Amortization) der Gesellschaft. Davon 
gibt es drei Ausnahmen:

1. �Grundsätzlich sind bis zu EUR 3 Mio. 
Zinsen stets abzugsfähig (Freigren-
ze). Bei einem Zinssatz von 5% sind 
damit Zinsen für Fremdkapital – auch 
Gesellschafterfremdkapital – in Höhe 
von bis zu EUR 60 Mio. abzugsfähig. 

2. �Keine Begrenzung für den Zinsabzug 
besteht, wenn die Gesellschaft nicht 
oder nur anteilsmässig zu einem Kon-
zern gehört. 
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Überblick Steuerfolgen  
Deutschland (ohne Umsatzsteuer)

Direktgeschäft Betriebsstätte GmbH & Co. KG Kapitalgesell-
schaft

Steuersatz bei Schweizer Körper-
schaften als Stammhaus / Gesell-
schafter

Wenn steuer
pflichtig in D,  
regulär 15,875%

Ø 30%
(inkl. Gewerbest.)

Ø 30%
(inkl. Gewerbest.)

Ø 30%
(inkl. Gewerbest.)

Steuersatz bei natürlichen  
Personen in CH

≤47,475% ≤47,475% ≤47,475% Nicht anwendbar

Begrenzte An-
rechnung der 
Gewerbesteuer

Begrenzte An-
rechnung der 
Gewerbesteuer

Begrenzte An-
rechnung der 
Gewerbesteuer

n / a

Abzug von Zinsen für CH-Stamm-
haus Finanzierung (Gesellschafter-
darlehen)

Nein Nein Nein Ja

Abzug von Zinsen von dritten Dar-
lehensgebern des Stammhauses in 
CH zur Finanzierung Aktivität in D

Ja Ja Ja Nein

Anwendung der Zinsschranke U. U. Ja Ja Ja Ja

Quellensteuern bei Repatriierung 
von Gewinnen

Regulär nicht keine keine 0–15%

Offenlegung der wirtschaftlichen 
Berechtigung zur Reduzierung der 
Quellensteuer

Nein Nein Nein Ja

3. �Schliesslich sind Zinsen insoweit 
abzugsfähig wie auch der Konzern 
fremdfinanziert wird, zu dem die deut-
sche Gesellschaft gehört. Ist der Kon-
zern zu 70% fremdfinanziert, kann 
auch das deutsche Tochterunterneh-
men zu 70% mit Fremdkapital von 
Dritten oder durch das Mutterunter-
nehmens über Gesellschafterdarlehen 
fremdfinanziert werden.

Durch diese Ausnahmen dürften 
Schweizer Gesellschaften regelmässig 
in der Lage sein, ihre deutschen Aktivi-
täten steuerlich optimal zu finanzieren. 
Allerdings sind Finanzierungsaufwen-
dungen für die Ermittlung der Gewerbe-
steuer teilweise wieder hinzuzurechnen 
und erhöhen so den Gewerbeertrag. 

Anders als bei einer Personengesell-
schaft sind die Finanzierungsaufwen-
dungen, die das Mutterunternehmen 
selbst aufwendet, um das Tochterun-
ternehmen zu gründen oder zu betrei-
ben nicht abzugsfähig in Deutschland. 
Die über ein Gesellschafterdarlehen 
verrechneten Zinsen sind allerdings im 
Regelfall in der Schweiz in voller Höhe 
steuerpflichtig, es sei denn die Mutter-
gesellschaft verfüge über eine Steuer
privileg. Über Verrechnungspreise sind, 
wenn sie fremdüblich sind, die Auf-
wendungen für die Überlassung von 
Vermögen und Dienstleistungen auch 
einschliesslich eines Gewinnzuschlags 
in Deutschland abzugsfähig. Das gilt 
somit insbesondere für Lizenzen, wenn 
damit eine Überlassung von Immate-
rialgütern einhergeht (Hinweis auf die 
Quellensteuerproblematik bei Lizenzen 
und die Hinzurechnung für die Gewer-
besteuer).

Eine deutsche Kapitalgesellschaft 
unterliegt kraft Rechtsform der Ge-
werbesteuer (7–17%) und der Körper-
schaftsteuer samt Solidaritätszuschlag 
(15,875%). Dies gilt unabhängig von dem 
Schweizer Anteilseigner. Die Ausschüt-
tungen und Veräusserungsgewinne sind 
grundsätzlich in der Schweiz zu versteu-
ern, wenn es sich bei dem Gesellschafter 
um eine natürliche Person in der Schweiz 
handelt. Ist der Gesellschafter selbst eine 
Schweizer Kapitalgesellschaft, so sind 
die Veräusserungsgewinne und Dividen-
den in der Schweiz unter bestimmten Vo-
raussetzungen steuerfrei.

Bei Ausschüttungen aus Deutsch-
land sind Quellensteuern in Höhe von 
26,375% von der Kapitalgesellschaft 
einzubehalten. Diese Quellensteuern 
ist auf 15% durch einen Antrag in 
Deutschland zu reduzieren, wenn es 
sich um eine natürliche Person handelt 
oder um eine Kapitalgesellschaft, die 
zu weniger als 10% an der deutschen 
Kapitalgesellschaft beteiligt ist (sog. 
Streubesitzdividenden). In dem Fall 
gewährt die Schweiz eine Anrechnung 
der deutschen Steuer bis zur Höhe 
der Schweizer Steuer auf die Dividen-
den, eine pauschale Ermässigung der 
Schweizer Steuer oder einen Abzug der 
Quellensteuer vom Bruttowert der Divi-
dende (Art. 24 Abs. 2 Nr. 2 DBA). Die 
entsprechende pauschale Steueran-
rechnung ist in der Schweiz auf Verord-
nungsstufe geregelt.

Ein Schweizer Mutterunternehmen in 
der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft, 
das an einer deutschen GmbH zu 10 % 
oder mehr für 12 Monate beteiligt ist, 
kann sich auf Art. 10 Abs. 3 DBA beru-

fen und eine Erstattung oder sogar eine 
Freistellung von der deutschen Quellen-
steuer durch eine Freistellungsbeschei-
nigung über das Bundeszentralamt für 
Steuern erreichen (§ 50d Abs. 1 und Abs. 
2 EStG). Allerdings wird dieses Recht 
durch § 50d Abs. 3 EStG i. d. seit Anfang 
2012 geltenden Fassung dann wieder 
aufgehoben, wenn an der Schweizer Ka-
pitalgesellschaft Personen beteiligt sind, 
denen eine Entlastung nicht zustände, 
wenn sie direkt an der deutschen Kapital-
gesellschaft beteiligt wären, die von der 
Schweizer Gesellschaft im betreffenden 
Wirtschaftsjahr erzielten Bruttoerträge 
nicht aus eigener Wirtschaftstätigkeit 
stammen und die Schweizer Kapitalge-
sellschaft nur zwischengeschaltet wurde, 
ohne dass dafür wirtschaftliche Grün-
de erkennbar sind und/oder sie keinen 
ausreichenden wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb aufweist (persönliche und 
sachliche Entlastungsberechtigung). 
Aus Sicht der deutschen Finanzverwal-
tung wäre eine Quellensteuerfreistellung 
oder -reduzierung – bei gleichzeitiger 
mangelnder sachlicher Entlastungsbe-
rechtigung – schon zu versagen, wenn 
an der Schweizer Mutter in Deutschland 
ansässige Personen beteiligt wären. Das 
gilt natürlich erst recht für Gesellschafter 
in Drittländern. Das Schweizer Mutterun-
ternehmen muss daher mit einer Prüfung 
durch das Bundeszentralamt für Steu-
ern in Bonn mit dem Ziel rechnen, ob 
die Schweizer Gesellschaft nur rechts-
missbräuchlich zwischengeschaltet wur-
de, um eine Quellensteuerreduzierung 
zu erreichen (Verhinderung eines sog. 
‹Treaty-Shopping›), was verständlicher-
weise von Schweizer Unternehmen nicht 
gerne gesehen wird. Bei einer GmbH & 
Co. KG stellen sich diese Probleme nicht.


